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Sehr geehrte Mandanten,

es gibt Fälle, da wundert man sich, dass sich überhaupt jemand getraut

hat, vor Gericht zu ziehen. So auch bei einer aktuellen Entscheidung

des FG Baden-Württemberg (Az. 11 KO 840/15). Es geht dabei nicht

um eine Steuerangelegenheit, sondern vielmehr um die Erstattung

von Reisekosten eines Anwalts. Der Jurist hatte ein finanzgerichtliches

Verfahren für seinen Mandanten gewonnen. Auf dieser Erfolgswolke

schwebend, klagte er nun im Anschluss, weil seine Reisekosten zum

Gericht nicht komplett erstattet werden sollten.

Wieso nicht, fragen Sie? Naja, der klagende Jurist schwebte nicht nur

auf seiner Erfolgswolke aufgrund des gerichtlichen Obsiegens, sondern

war zur mündlichen Verhandlung auch fliegend angereist. Also mit-

tels eines eigens gecharterten Flugzeugs. Ausweislich der vorgelegten

Unterlagen war er am Flugplatz Essen/Mülheim um 10:54 Uhr gestar-

tet und um 12:40 Uhr in Freiburg gelandet. Zurück ging es am gleichen

Tag auch wieder per Privatflieger. Die Kosten für den Höhenflug betru-

gen mehr als 2.200 Euro. Aber das Beste kommt noch: In dem Verfah-

ren ging es um einen Streitwert von exakt 5.390 Euro!

Wahrlich bodenständig kam das Gericht zu dem Schluss: Die bei

der Nutzung eines Flugzeugs anfallenden höheren Reisekosten stehen

nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten einer

Bahnreise, wenn sie bei einem Verfahren mit einem Streitwert von

deutlich unter 10.000 Euro um mehr als 100% über den (fiktiven) Kos-

ten einer Bahnreise liegen und überdies allein die Flugkosten schon

mehr als 20% des Streitwerts des gerichtlichen Verfahrens betragen.

Zu busy zu sein, bringt also auch nichts. Lieber mal runter kommen.

In diesem Sinne eine entspannte und informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.6.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.6. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.6.2016.

Elster: Einspruch geht erst mit Erklärungsausdruck zu

Eine Steuererklärung, die über das Internetportal Elster in nicht au-

thentifizierter Form abgegeben wird, geht dem Finanzamt erst dann zu, 

wenn es Kenntnis von der für den Übermittlungsvorgang vergebenen 

Telenummer erhält. Dies ist in der Regel erst dann der Fall, wenn der 

Erklärungsausdruck eingeht. Nicht ausschlaggebend ist der (frühere) 

Zeitpunkt, in dem die Daten in den Machtbereich der Finanzverwaltung 

gelangt sind. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Niedersachsen klar.

Das beklagte Finanzamt hatte gegen den Kläger Einkommensteu-

er- und Umsatzsteuerbescheide aufgrund geschätzter Besteuerungs-

grundlagen festgesetzt, weil der Kläger der Aufforderung zur Abgabe 

der Steuererklärungen nicht nachgekommen war. In der Folge gingen 

beim Finanzamt vom Kläger unterschriebene Ausdrucke der Einkom-

mensteuer- und der Umsatzsteuererklärung ein. Es handelte sich dabei 

um so genannte komprimierte Steuererklärungen, die der Kläger mit 

dem von der Finanzverwaltung bereitgestellten Programm „ElsterFor-

mular“ erstellt hatte und die er in nicht authentifizierter Form über 

das Internetportal Elster übermittelte. Das Finanzamt wertete die Ein-

reichung dieser Ausdrucke als Einspruch gegen die Steuerbescheide, 

erachtete diesen jedoch als verspätet, sodass eine Änderung der Steu-

erbescheide zu seinen Gunsten nicht mehr erfolgen könne.

Das FG stimmte darin mit dem Finanzamt überein. Entscheidend sei, 

dass das elektronisch übermittelte Dokument vom Empfänger geöff-

net und gelesen werden kann. Diese Voraussetzung sei bei der Über-

mittlung von Steuererklärungen mit komprimierter Steuererklärung 

erst zu dem Zeitpunkt erfüllt, zu dem das Finanzamt – in der Regel 

durch Eingang des Erklärungsausdrucks – Kenntnis von der für den 

Übermittlungsvorgang vergebenen Telenummern erhält. Denn erst 

hierdurch erhalte es die Möglichkeit, auf die von dem Steuerpflichti-

gen übermittelten Daten zuzugreifen. Die gegenteilige Auffassung des 

Klägers, es reiche für den Zugang aus, dass überhaupt Daten in den 

Machtbereich der Finanzverwaltung gelangt seien, auf die das Finanz-

amt zu einem späteren Zeitpunkt habe zugreifen können, verkennt 

nach Ansicht des FG, dass das Wesen des Zugangs gerade in der Mög-

lichkeit der Kenntnisnahme durch den Empfänger besteht.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 13.03.2014, 4 K 32/12, 

rechtskräftig

Altersentlastungsbetrag: Keine Diskriminierung 
Jüngerer

Der Umstand, dass der Altersentlastungsbetrag erst ab einem Alter 

von 64 Jahren gewährt wird, ist keine unzulässige Ungleichbehandlung 

jüngerer Steuerpflichtiger. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster 

entschieden.

Der 1952 geborene Kläger und die 1966 geborene Klägerin beantrag-

ten beim Finanzamt, im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

2013 für beide Ehegatten einen Altersentlastungsbetrag zu berück-

sichtigen. Die Anknüpfung an das Alter sei eine nach dem Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) unzulässige Diskriminierung. Beim 

Finanzamt hatte der Antrag keinen Erfolg.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die Kläger 

erfüllten nicht die Altersvoraussetzungen des § 24a Einkommensteu-

ergesetz. Das AGG als einfachgesetzliche Norm sei nicht geeignet, 
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Vorschriften des Einkommensteuergesetzes zu verdrängen. Darüber 

hinaus falle die Regelung zum Altersentlastungsbetrag nicht in den 

Anwendungsbereich des AGG, da es sich nicht um eine Sozialleistung, 

sondern um eine steuerliche Belastungsregelung handele. Der Alters-

entlastungsbetrag verfolge den Zweck, für andere Einkünfte als Leib-

renten und Versorgungsbezüge, die typischerweise im Alter bezogen 

werden und einer begünstigten Versteuerung unterliegen (Ertrags-

anteil beziehungsweise Versorgungsfreibetrag), eine vergleichbare 

Entlastung herbeizuführen. Vor diesem Hintergrund liege auch kein 

Verstoß gegen europarechtliche Diskriminierungsverbote und den 

allgemeinen Gleichheitssatz nach Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz vor.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.02.2016, 10 K 1979/15 E

Bundesregierung gegen Streubesitz-Steuer

Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer Streubesitz-Steuer ab. 

Der Bundesrat dagegen verlangt eine steuerliche Regelung für Ver-

äußerungsgewinne aus Streubesitz. Diese habe die Bundesregierung 

selbst angekündigt; sie fehle aber jetzt im Entwurf eines Gesetzes zur 

Reform der Investmentbesteuerung (BT-Drs. 18/8045), kritisieren die 

Länder in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf (BT-Drs. 18/8345).

Die Regelung sei notwendig, um die Möglichkeiten zu steuerlichen 

Gestaltungen zu vermeiden, die sich aus der Ungleichbehandlung von 

Dividenden und Veräußerungsgewinnen aus Streubesitz ergäben. Zu-

gleich meint die Länderkammer, dass bei einer Neuregelung die Situa-

tion von „Business Angels“, Gründern und Investoren, die ihre Beteili-

gungen häufig über eine Kapitalgesellschaft hielten, mit in den Blick zu 

nehmen sei. Es müsse eine verfassungsfeste und EU-konforme Rege-

lung gefunden werden, „die sicherstellt, dass für die Bereitstellung von 

Wagniskapital und die Finanzierung junger innovativer Unternehmen 

keine neue Belastung entsteht“.

Die Bundesregierung weist diesen Vorstoß zurück. Sie erinnert an das 

„Eckpunktepapier Wagniskapital“, in dem sie sich verpflichtet habe, bei 

der möglichen Einführung einer Steuerpflicht auf Veräußerungsgewin-

ne als Streubesitz in jedem Fall keine neuen steuerlichen Belastungen 

bei der Finanzierung junger innovativer Unternehmen entstehen zu 

lassen und auch EU-Konformität sicherzustellen. „Auch nach einer in-

tensiven Suche konnte bislang keine befriedigende Lösung gefunden 

werden, die einerseits den europarechtlichen Rahmenbedingungen 

und andererseits den Vorgaben des ‚Eckpunktepapiers Wagniskapital‘ 

gerecht wird.“ Deshalb sei von einer Regelung zur Besteuerung von Ver-

äußerungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligungen abgesehen worden.

Deutscher Bundestag, PM vom 10.05.2016

Erbschaftsteuerfestsetzung: Bewertung von Anteilen 
an einem offenen Immobilienfonds

Anteile an einem offenen Immobilienfonds (Anteilscheine) sind im 

Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung unter bestimmten Voraus-

setzungen mit dem niedrigeren Kurswert und nicht mit dem höheren 

Rücknahmepreis zu bewerten. Das hat das Hessische FG entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihrer im Januar 2012 verstorbenen Freun-

din. Bestandteil des Nachlasses waren unter anderem Anteilscheine 

an einem offenen Immobilienfonds. Das Fondsmanagement hatte die 

Rücknahme der Anteilscheine im Mai 2010 für zwei Jahre ausgesetzt 

und den Anlegern später mitgeteilt, dass die fehlende Liquidität des 

Fonds die Kündigung nach § 38 Abs. 1 Investmentgesetz und dessen 

Auflösung zur Folge habe. Bei der Erbschaftsteuerfestsetzung wehrte 

sich die Klägerin dagegen, dass das Finanzamt die Anteilscheine mit 

dem Rücknahmewert angesetzt hatte. Dieser sei – so die Klägerin – 

infolge der Aussetzung der Rücknahme der Anteilscheine nicht mehr 

zu realisieren gewesen. Maßgeblicher Wertansatz müsse vielmehr der 

niedrigere Börsenwert als gemeiner Wert im Sinne des § 9 Abs. 1 Be-

wertungsgesetz sein.

Die Klage hatte Erfolg. Das Hessische Finanzgericht urteilte, dass die 

Anteilscheine entgegen der Ansicht des Finanzamtes nicht mit dem 

Rücknahmepreis nach § 11 Abs. 4 Bewertungsgesetz, sondern mit dem 

zum Bewertungsstichtag im Rahmen des Freiverkehrs festgestellten 

niedrigen Börsenkurs zu bewerten seien. Denn im Streitfall sei die 

Rücknahme der Anteilscheine zum Besteuerungszeitpunkt ausgesetzt 

gewesen. Die fehlende Möglichkeit, die Anteilscheine zum Rücknah-

mepreis zu liquidieren, stelle dabei einen den Preis beeinflussenden 

Umstand im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2 Bewertungsgesetz dar. Zudem 

sei die Möglichkeit, die Anteile an der Börse zu veräußern, kein gleich-

wertiger Ersatz für die gesetzlich geregelte Möglichkeit, die Anteile zu 

einem vorab festgelegten Rücknahmepreis an die Kapitalanlagegesell-
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schaft zurückzugeben. Es sei demnach im Zuge der Gesetzesauslegung 

im Streitfall sachgerecht, bei der Erbschaftsteuerfestsetzung eine Be-

wertung der im Freiverkehr gehandelten Anteilscheine mit ihrem Kurs 

zum Besteuerungszeitpunkt nach § 11 Abs. 1 Bewertungsgesetz vorzu-

nehmen. Somit sei der zum Besteuerungszeitpunkt unstreitige Börsen-

kurs der Anteilscheine anzusetzen.

Das Hessische FG hat gegen das Urteil vom 17.02.2016 die Revision 

zugelassen, zumal es von einer Entscheidung des FG Münster (Az. 3 

K 1997/14 Erb) zu einem vergleichbaren Sachverhalt abgewichen ist..

FG Hessen, Pressemitteilung vom 07.04.2016 zum Urteil 1 K 1161/15 

vom 17.02.2016 (nrkr – BFH-Az.: II R 11/16)

Zivilprozess wegen Baumängeln: Kosten der  
Hauseigentümer mindern Steuerlast nicht

Kosten eines Zivilprozesses, der gegen den Bauträger eines selbst ge-

nutzten Wohnhauses wegen Baumängeln (hier: Eindringen von Wasser 

in den Keller) geführt wird, sind keine außergewöhnliche Belastung im 

Sinne des § 33 Absatz 1 EStG. Dies zeigt ein aktuelles Urteil des BFH.

Das klagende Ehepaar machte in seiner Einkommensteuererklärung 

rund 10.300 Euro „Rechtsanwaltskosten wegen Bauschaden“ als au-

ßergewöhnliche Belastungen geltend. Das beklagte Finanzamt er-

kannte die Kosten nicht an. Dagegen klagte das Ehepaar ohne Erfolg.

Der BFH betont, Zivilprozesskosten seien nur insoweit abziehbar, 

als der Prozess existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich 

menschlichen Lebens berührt. Liefe der Steuerpflichtige ohne den 

Rechtsstreit Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine 

lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr 

befriedigen zu können, könne er auch bei unsicheren Erfolgsaussichten 

zur Durchsetzung oder Abwehr eines zivilrechtlichen Anspruchs aus 

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivil-

prozess zu führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig im Sinne von 

§ 33 EStG erwüchsen.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze seien die von den Klägern 

getragenen Rechtsanwalts- und Gerichtskosten nicht als außerge-

wöhnliche Belastungen steuermindernd zu berücksichtigen. Der von 

ihnen verfolgte (vermeintliche) Anspruch auf Rückabwicklung des 

Kauf- und Werkvertrags habe nicht ihren existenziellen Bereich be-

rührt, auch wenn er das zu eigenen Wohnzwecken genutzte Haus der 

Kläger betroffen habe. Der Ausgang des Prozesses sei für die Kläger 

zwar von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung gewesen, nicht aber 

von existenzieller. Die Gefahr, die Existenzgrundlage zu verlieren oder 

die lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht mehr befriedigen zu können, 

hätte für die Kläger auch dann nicht bestanden, wenn sie sich nicht 

dazu entschlossen hätten, ihren (vermeintlichen) Anspruch auf Rück-

abwicklung des Kauf- und Werkvertrags gerichtlich zu verfolgen.

Der Erwerb eines Einfamilienhauses berühre nämlich typischerweise 

das Existenzminimum nicht und erscheine deshalb steuerlich als Vor-

gang der normalen Lebensführung. Für die von den Klägern getätigten 

Aufwendungen zur Rückabwicklung eines solchen Erwerbs gelte nichts 

anderes. Auch wenn das elementare private Wohnbedürfnis nicht 

durch das Wohnen in einem eigenen Haus befriedigt werden muss, 

seien Aufwendungen zur Wiederherstellung der Bewohnbarkeit eines 

selbstgenutzten Einfamilienhauses nach Eintritt eines ungewöhnli-

chen Schadensereignisses nach der Rechtsprechung des BFH allerdings 

nicht grundsätzlich von der Anwendung des § 33 EStG ausgeschlossen 

(Urteile vom 06.05.1994, III R 27/92 und vom 09.08.2001 (III R 6/01). 

In diesem Zusammenhang könnten auch Zivilprozesskosten einen 

existenziellen Bereich betreffen.

Im Streitfall sei die wesentliche Ursache, die zur Geltendmachung des 

(vermeintlichen) Anspruchs auf Rückabwicklung des Kauf- und Werk-

vertrags führte, das Eindringen von Wasser in den nicht ausgebauten 

Keller der Doppelhaushälfte aufgrund von Baumängeln gewesen. Das 

Eindringen des Wassers in den Keller der Doppelhaushälfte habe zum ei-

nen aber nicht zur Unbewohnbarkeit des Hauses geführt. Zum anderen 

seien Baumängel nach ständiger Rechtsprechung des BFH keineswegs 

unüblich und nicht mit ungewöhnlichen Schadensereignissen vergleich-

bar (Beschluss vom 11.02.2009, VI B 140/08). Selbst Aufwendungen 

zur Behebung gesundheitsgefährdender Baumängel erlaubten deshalb 

grundsätzlich keine Ermäßigung der Einkommensteuer nach § 33 Absatz 

1 EStG (Beschluss vom 19.06.2006, III B 37/05). Soweit die von der Klä-

gerin aufgewendeten Anwalts- und Gerichtskosten daher dazu gedient 

oder beigetragen haben, die Baumängel an der Doppelhaushälfte der 

Klägerin zu beseitigen, scheide ihre Berücksichtigung nach § 33 Absatz 1 

EStG unter diesem Gesichtspunkt folglich ebenfalls aus.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.01.2016, VI R 19/14
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Erbschaftsteuer: BFH schränkt Berücksichtigung 
von Steuerschulden bei Steuerhinterziehung durch 
Erblasser ein

Bei der Erbschaftsteuer wirken Steuerschulden, die auf einer Steuerhin-

terziehung des Erblassers beruhen, nur dann erwerbsmindernd, soweit 

die hinterzogene Steuer nach dem Erbfall auch tatsächlich festgesetzt 

wird. Mit diesem Urteil gibt der BFH seine frühere Rechtsprechung auf.

Im Streitfall hatte eine Erblasserin Zinsen aus in Luxemburg ange-

legtem Kapitalvermögen nicht versteuert. Nach ihrem Tod deckte 

der Kläger, einer der Erben, die Steuerhinterziehung gegenüber dem 

Finanzamt auf. Dieses setzte die Einkommensteuer nachträglich ge-

gen die Erben als Gesamtrechtsnachfolger fest, legte dabei jedoch 

fälschlicherweise DM- statt Euro-Beträge zugrunde. Dies führte im 

Ergebnis zu einer zu niedrigen Einkommensteuer. Der Kläger mach-

te bei der Erbschaftsteuer nicht die tatsächlich festgesetzte, sondern 

die materiell-rechtlich zutreffende Einkommensteuersteuerschuld als 

Nachlassverbindlichkeit geltend. Das für die Erbschaftsteuer zuständi-

ge Finanzamt erkannte nur die tatsächlich festgesetzte Einkommen-

steuer als Nachlassverbindlichkeit an. Das Finanzgericht (FG) folgte 

der Auffassung des Klägers.

Demgegenüber hob der BFH die Entscheidung des FG auf und wies die 

Klage ab. Nach dem Urteil des BFH mindert sich der steuerpflichtige 

Erwerb des Erben entsprechend dem so genannten Bereicherungsprin-

zip um die vom Erblasser herrührenden Schulden (§ 10 Absatz 5 Nr. 

1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes). Dies erfordere 

eine wirtschaftliche Belastung des Erben. Bei Steuerschulden des Erb-

lassers sei diese im Allgemeinen gegeben, da die Finanzbehörden die 

entstandenen Steueransprüche grundsätzlich auch festsetzten. Anders 

sei es aber, wenn wie bei einer Steuerhinterziehung davon auszuge-

hen sei, dass der Steuergläubiger seine Forderung nicht geltend ma-

chen kann. Eine wirtschaftliche Belastung liegt nach dem Urteil des 

BFH jetzt nur noch dann vor, wenn die Finanzbehörde die hinterzogene 

Steuer später auch tatsächlich festsetzt. Mit dem Bereicherungsprin-

zip sei es nicht zu vereinbaren, Steuern, die beim Eintritt des Erbfalls 

aufgrund der Hinterziehung keine wirtschaftliche Belastung waren und 

auch später den Erben mangels Festsetzung nicht belasten, erwerbs-

mindernd zu berücksichtigen.

Demgegenüber ist der BFH früher davon ausgegangen, dass eine wirt-

schaftliche Belastung im Hinterziehungsfall auch gegeben sei, wenn 

der Erbe das zuständige Finanzamt zeitnah über die Steuerangelegen-

heit unterrichtet (Urteil vom 24.03.1999, II R 34/97). Hieran hält der 

BFH nicht mehr fest.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.10.2015, II R 46/13

Vom Nießbraucher übernommene Tilgungs- und 
Zinsleistungen mindern den Wert des Nießbrauchs

Bei der Wertermittlung eines Nießbrauchs für Zwecke der Schen-

kungssteuer ist die vom Nießbraucher übernommene Verpflichtung 

zur Zahlung von Tilgungen und Schuldzinsen mindernd zu berücksich-

tigen. Dies stellt das FG Münster klar. Die von ihm zugelassene Revision 

ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen II R 4/16 anhängig.

Der Kläger erhielt von seinen Eltern Grundbesitz übertragen. Als Ge-

genleistung behielten diese sich einen lebenslänglichen Nießbrauch 

an einem der Grundstücke vor, wobei sie aber weiterhin die Tilgungs- 

und Zinsleistungen bezüglich der auf diesem Grundstück lastenden 

Verbindlichkeiten übernahmen. Das Finanzamt zog für Zwecke der 

Festsetzung der Schenkungsteuer vom Wert der Grundstücke den 

Jahreswert des Nießbrauchs ab. Bei der Berechnung des Jahreswerts 

berücksichtigte er die übernommenen Schuldzinsen wertmindernd, 

was zu einer höheren Bemessungsgrundlage für die Schenkungssteuer 

führte. Der Kläger begehrte demgegenüber die Bemessung der Zuwen-

dung nach dem ungeminderten Jahreswert des Nießbrauchs.

Das FG wies die Klage ab. Zu den bei der Ermittlung des steuerpflichti-

gen Erwerbs abzuziehenden Verbindlichkeiten gehöre auch die aus ei-

nem Vorbehaltsnießbrauch erwachsende Belastung des Erwerbers. Die 

Bewertung eines lebenslänglichen Nießbrauchs richte sich nach des-

sen Kapitalwert, der wiederum nach den Nettoerträgen zu bemessen 

sei. Dies bedeute bei Nießbrauchsrechten an Grundstücken, dass von 

den Mieteinnahmen auch die vom Nießbraucher zu zahlenden Zinsen 

abzuziehen seien. Diese Berechnung sei auch für die Ermittlung des 

Werts beim Nießbrauchsberechtigten maßgeblich. Eine unterschied-

liche Ermittlung beim Berechtigten und beim Verpflichteten komme 

nicht in Betracht.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 26.11.2015, 3 K 2711/13 Erb
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Gewerbe-
treibende

Verdeckte Gewinnausschüttungen lösen keine  
Schenkungsteuer aus

Eine verdeckte Gewinnausschüttung in Form von überhöhten Miet-

zahlungen stellt keine Schenkung dar. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden. Das Gericht hat die Revision zum Bundesfinanz-

hof aus Gründen der Rechtsfortbildung zugelassen. Diese ist dort unter 

dem Aktenzeichen II R 54/15 anhängig.

Der Kläger ist Geschäftsführer einer GmbH, deren Alleingesellschafte-

rin seine Ehefrau ist. Er vermietete ein Grundstück und verschiedene 

Maschinen an die GmbH zu einem – wie sich nach einer Betriebsprü-

fung herausstellte – überhöhten Mietpreis. Dies führte zum Ansatz 

verdeckter Gewinnausschüttungen in den Körperschaftsteuerbeschei-

den der GmbH. Das Finanzamt nahm in Höhe der verdeckten Gewinn-

ausschüttungen zudem freigiebige Zuwendungen der GmbH an den 

Kläger an und setzte diesbezüglich Schenkungsteuer fest. Hiergegen 

wandte sich der Kläger mit dem Argument, dass eine steuerliche Dop-

pelbelastung vorliege.

Die Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Das FG führte aus, dass die 

Schenkungsteuer nur freigiebige Zuwendungen erfasse, nicht hinge-

gen Vermögensvorteile, die durch eine Erwerbshandlung am Markt 

erzielt werden und deshalb der Einkommensteuer unterliegen. Die 

Mietzahlungen stellten jedoch beim Kläger in voller Höhe Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung dar. Da hierauf Einkommensteuer 

entfiele, dürften die Beträge nicht erneut der Schenkungsteuer unter-

worfen werden.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 22.10.2015, 3 K 986/13 Erb

Betriebliches Eingliederungsmanagement: Recht des 
Betriebsrats auf Mitbestimmung beschränkt sich auf 
Ausgestaltung

Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei Maßnahmen des Ge-

sundheitsschutzes nach § 87 Absatz 1 Nr. 7 Betriebsverfassungsgesetz 

(BetrVG) erfasst aufgrund der Rahmenvorschrift des § 84 Absatz 2 

Satz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) IX nur die Aufstellung von Verfahrens-

grundsätzen zur Klärung der Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit 

eines Arbeitnehmers überwunden und mit welchen Leistungen oder 

Hilfen einer erneuten Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt werden kann. 

Dies stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Die Betriebsparteien streiten über die Wirksamkeit eines Einigungsstel-

lenspruchs. In diesem ist für die Durchführung des betrieblichen Ein-

gliederungsmanagements (bEM) die Bildung eines Integrationsteams 

vorgesehen, das sich aus je einem Vertreter des Arbeitgebers und des 

Betriebsrats zusammensetzt. Dieses hat das bEM mit dem betroffenen 

Arbeitnehmer durchzuführen, konkrete Maßnahmen zu beraten und 

dem Arbeitgeber vorzuschlagen sowie den nachfolgenden Prozess zu 

begleiten. Mit dem von ihr eingeleiteten Verfahren will der Arbeitgeber 

die Unwirksamkeit des Spruchs der Einigungsstelle festgestellt wissen.

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen die stattgebende Ent-

scheidung des Landesarbeitsgerichts blieb vor dem BAG ohne Erfolg. 

Die Einigungsstelle habe ihre Zuständigkeit überschritten. Ihr Spruch 

habe sich nicht auf die Ausgestaltung eines bEM beschränkt, sondern 

die Beteiligung des Integrationsteams an der allein dem Arbeitgeber 

obliegenden Umsetzung der Maßnahmen vorgesehen.

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 22.03.2016, 1 ABR 14/14

Vergaben werden digital: Größte Reform des  
Vergaberechts in Kraft getreten

Am 18.04.2016 ist die größte Reform des Vergaberechts seit über zehn 

Jahren in Kraft getreten. Mit dem Gesetz und der Verordnung zur Mo-

dernisierung des Vergaberechts soll öffentlichen Auftraggebern ein 

neues übersichtliches und leichter handhabbares Regelwerk für die 

Vergabe öffentlicher Auftraggeber und Konzessionen zur Hand gege-

ben, informiert das Bundeswirtschaftsministerium.

Nach Angaben des Bundeswirtschaftsministers Sigmar Gabriel (SPD) 

wird das Vergaberecht nicht nur einfacher und anwenderfreundlicher. 

Vielmehr würden auch die Möglichkeiten erweitert, soziale, umwelt-

bezogene und innovative Ziele sowie mittelständische Interessen im 

Vergabeverfahren zu berücksichtigen. Außerdem werde die Vergabe 

sozialer Dienstleistungen erleichtert. „Damit können wir beispielswei-

se die Qualität und Effizienz bei der Vergabe von Integrationsdienst-

leistungen für Arbeitssuchende bei der Bundesanstalt für Arbeit stei-

gern.“ Mit der Neuregelung würden die Vergabeverfahren beschleunigt 

und das Vergabeverfahren ins digitale Zeitalter gebracht.
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Das Reformwerk besteht laut Ministerium aus dem neu gefassten 

Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und neuen 

Rechtsverordnungen, die unterschiedliche Aspekte der öffentlichen 

Beschaffung von der Vergabe „klassischer“ öffentlicher Aufträge über 

die Vergabe von Konzessionen bis zur Schaffung einer Vergabestatistik 

umfassen. Die Reform diene auch der fristgerechten Umsetzung meh-

rerer EU-Vergaberichtlinien in deutsches Recht.

Die Neustrukturierung der Vorschriften werde die Arbeit der Verga-

bestellen erleichtern und verbessern. Die Reform erhöhe die Rechts-

sicherheit, indem sie wesentliche Entwicklungen der Rechtsprechung 

in das Regelwerk übernimmt. So lege das neue Gesetz etwa die Vo-

raussetzungen für die Ausnahmen vom Vergaberecht bei Inhouse-

Vergaben und für erlaubte Änderungen von Aufträgen fest. Erstmals 

schafften Gesetz und Rechtsverordnung auch Rechtssicherheit für die 

Vergabe von Konzessionen. Durch die Einführung der E-Vergabe werde 

das gesamte Vergabeverfahrens digital abgewickelt. Damit verringere 

sich der Aufwand der Unternehmen bei Auftragsrecherche und Bewer-

bung und die Vergabeverfahren würden beschleunigt.

Bundeswirtschaftsministerium, PM vom 18.04.2016

Online-Kauf: Widerruf unter Verweis auf nicht  
eingehaltene „Tiefpreisgarantie“ nicht rechts- 
missbräuchlich

Es ist zulässig, wenn ein Verbraucher einen online geschlossenen Kauf-

vertrag unter Hinweis auf das Nichteinhalten einer so genannten Tief-

preisgarantie widerruft, nachdem der Verkäufer sich geweigert hat, 

dem Käufer die Differenz zum günstigeren Angebot zu erstatten. Der 

Bundesgerichtshof (BGH) hat hierzu entscheiden, dass es für die Wirk-

samkeit des Widerrufs eines im Internet geschlossenen Kaufvertrags 

genügt, dass der Widerruf fristgerecht erklärt wird. Dagegen müsse der 

Widerruf nach der gesetzlichen Regelung nicht begründet werden.

Der Kläger hatte bei der Beklagten über das Internet zwei Matratzen 

bestellt, die sodann ausgeliefert und vom Kläger zunächst auch be-

zahlt wurden. Unter Hinweis auf ein günstigeres Angebot eines an-

deren Anbieters und eine „Tiefpreisgarantie“ des Verkäufers bat der 

Kläger um Erstattung des Differenzbetrags von 32,98 Euro, damit er 

von dem ihm als Verbraucher zustehenden Widerrufsrecht absehe. Zu 

einer entsprechenden Einigung kam es nicht. Der Kläger widerrief den 

Kaufvertrag daraufhin fristgerecht und sandte die Matratzen zurück.

Die Beklagte meint, dass der Kläger sich rechtsmissbräuchlich verhal-

ten habe und der Widerruf deshalb unwirksam sei. Denn das Wider-

rufsrecht beim Fernabsatzgeschäft bestehe, damit der Verbraucher 

die Ware prüfen könne. Aus diesem Grund habe der Kläger aber nicht 

widerrufen, sondern vielmehr um (unberechtigt) Forderungen aus der 

„Tiefpreisgarantie“ durchzusetzen.

Die auf Rückzahlung des Kaufpreises gerichtete Klage hatte in allen 

Instanzen Erfolg. Der BGH hat entschieden, dass dem Kläger ein An-

spruch auf Rückzahlung des Kaufpreises zusteht, da er den Kaufvertrag 

wirksam widerrufen hat. Dem stehe nicht entgegen, dass es ihm dar-

um gegangen sei, einen günstigeren Preis für die Matratzen zu erzie-

len. Für die Wirksamkeit des Widerrufs eines im Internet geschlosse-

nen Kaufvertrags genüge allein, dass der Widerruf fristgerecht erklärt 

wird. Die Vorschriften über den Widerruf sollen dem Verbraucher ein 

effektives und einfach zu handhabendes Recht zur Lösung vom Vertrag 

geben. Einer Begründung des Widerrufs bedürfe es nach der ausdrück-

lichen gesetzlichen Regelung nicht. Deshalb sei es grundsätzlich ohne 

Belang, aus welchen Gründen der Verbraucher von seinem Widerrufs-

recht Gebrauch macht.

Ein Ausschluss dieses von keinen weiteren Voraussetzungen abhän-

genden Widerrufsrechts wegen eines rechtsmissbräuchlichen Verhal-

tens des Verbrauchers komme nur in Ausnahmefällen in Betracht, in 

denen der Unternehmer besonders schutzbedürftig ist. Das könne bei-

spielsweise der Fall sein, wenn ein Verbraucher arglistig handelt, etwa 

indem er eine Schädigung des Verkäufers beabsichtigt oder schikanös 

handelt. Damit sei der vorliegende Fall jedoch nicht vergleichbar. Dass 

der Kläger Preise verglichen und der Beklagten angeboten hat, den 

Vertrag bei Zahlung der Preisdifferenz nicht zu widerrufen, stelle kein 

rechtsmissbräuchliches Verhalten dar. Das sei vielmehr Folge der sich 

aus dem grundsätzlich einschränkungslos gewährten Widerrufsrecht 

ergebenden Wettbewerbssituation, die der Verbraucher zu seinem 

Vorteil nutzen dürfe.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 16.03.2016, VIII ZR 146/15
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Prospektwerbung für Textilien ohne Bestell- 
möglichkeit: Textilkennzeichnung nicht erforderlich

Ein Handelsunternehmen muss bei der Bewerbung von Textilien jeden-

falls dann keine Angaben zu deren Zusammensetzung machen, wenn 

im Prospekt keine direkte Möglichkeit einer Bestellung angeboten wird. 

Dies hat der BGH bestätigt, wie die Wettbewerbszentrale berichtet.

Laut Wettbewerbszentrale hatte ein Modeunternehmen im Dezember 

2012 in einem Prospekt den Verkauf verschiedener Textilien beworben, 

ohne deren textile Zusammensetzung näher offenzulegen. Die Wett-

bewerbszentrale habe im Unterlassen des Hinweises auf die textile 

Zusammensetzung des beworbenen Schals beziehungsweise der be-

worbenen Jacke einen Verstoß gegen die EU-Textilkennzeichnungsver-

ordnung sowie § 5a des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

gesehen. Die Textilkennzeichnungsverordnung sehe vor, dass immer, 

wenn ein Textilerzeugnis von einem Anbieter auf dem Markt bereitge-

stellt wird, das Unternehmen verpflichtet ist, in der Prospektbeschrei-

bung die Textilfaserzusammensetzung anzugeben.

Der BGH habe indes entschieden, dass in der Werbung ohne die 

Möglichkeit einer Bestellung lediglich eine Information liege, die den 

Anbieter nicht zu weiteren Angaben hinsichtlich der textilen Zusam-

mensetzung verpflichte. Die in der Textilkennzeichnungsverordnung 

geregelten Angabepflichten müssten erst zum Zeitpunkt der Abgabe 

an beziehungsweise Bestellung durch den Kunden erfüllt werden.

Wettbewerbszentrale, PM vom 29.03.2016 zu Bundesgerichtshof, Ur-

teil vom 24.03.2016, I ZR 7/15

Fremdwerbeanlagen in Wohngebieten nicht erlaubt

In Wohngebieten sind Werbeanlagen nur an Geschäfts- oder Betriebs-

stätten zulässig, nicht aber so genannte Fremdwerbeanlagen, also 

Werbung für anderorts ansässige Unternehmen oder deren Produkte. 

Dies entschied das Verwaltungsgericht (VG) Mainz.

Die Klägerin, ein bundesweit Außenwerbung betreibendes Unterneh-

men, beantragte eine Baugenehmigung zur Errichtung von zwei Pla-

katwerbetafeln im so genannten Euro-Format (2,66 x 3,66 Meter) in 

einer Gemeinde im Landkreis Alzey-Worms. Die Bauaufsichtsbehörde 

versagte die Baugenehmigung.

Das VG Mainz wies die Klage auf Erteilung einer Baugenehmigung 

ab. Nach der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz seien in Wohn- und 

Dorfgebieten nur Werbeanlagen an der Stätte der Leistung zulässig. 

Werbeanlagen für nicht auf dem Baugrundstück ansässige Unterneh-

men oder deren Produkte dürften in diesen gesetzlich aufgezählten 

Baugebieten nicht aufgestellt werden.

Verwaltungsgericht Mainz, Urteil vom 23.03.2016, 3 K 446/15.MZ

Wettbewerbsrecht: Nicht alle Werbeaussagen  
müssen wissenschaftlich gesichert sein

Werbeaussagen, die Kosmetika betreffen, müssen zwar durch prüfbare 

Nachweise belegt werden können. Sie müssen aber nicht zwingend als 

wissenschaftlich gesichert anzusehen sein. 

So der Bundesgerichtshof per Grundsatzentscheidung zu Nassrasie-

rern „mit feuchtigkeitsspendendem Gel-Reservoir“. Dabei ging es um 

die Aussage eines Herstellers, der behauptet, dass von dem Pulver, das 

sich in einem Behälter oberhalb der Klingen befindet und sich beim 

Gebrauch mit Wasser zu einem Gel verbindet, eine länger anhaltende 

feuchtigkeitsspendende Wirkung für die rasierte Haut ausgehe. 

Die Vorinstanz, die den Nachweis als nicht erbracht ansah, muss nun 

prüfen, ob sie – unter Berücksichtigung der nicht so strengen Rechts-

auffassung des BGH – ihre Meinung noch aufrechterhalten will. 

BGH, I ZR 36/14

Kaufrecht: Wer als Selbstständiger auftritt, darf  
anschließend nicht „auf privat“ machen...

Hat ein Selbstständiger, der sich beim Händler als solcher auch aus-

gegeben hat, einen Gebrauchtwagen gekauft, so kann der Verkäufer 

unter anderem die gesetzlich vorgesehene Gewährleistungspflicht 

ausschalten. Kommt es nach dem Kauf zu Pannen an dem Pkw, dann 

hat der Selbstständige nicht das Recht, nun zu behaupten, der Ge-

währleistungsausschluss sei unrechtmäßig, weil er den Wagen privat 

fahren wollte und dass er das Fahrzeug gegen Erstattung des Kaufprei-

ses wieder zurückgeben könne. 

Der Händler und auch das Oberlandesgericht Karlsruhe waren der 

Ansicht, dass dies nicht möglich sei. Der Leistungsausschluss sei wirk-
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sam vereinbart worden. Der Kunde sei bei Abschluss des Kaufvertrages 

nicht als Verbraucher aufgetreten. Die jetzt entgegengesetzte Behaup-

tung, „privat“ gekauft zu haben, spiele keine Rolle. 

OLG Karlsruhe, 9 U 8/11

Vorsteuervergütung: Scan einer Rechnungskopie 
kann gesetzliche Voraussetzungen einer „Kopie der 
Rechnung“ erfüllen

Ein ausländischer Unternehmer hat selbst dann einen Anspruch auf 

Vergütung der von ihm gezahlten deutschen Umsatzsteuer, wenn er 

im elektronischen Verfahren „nur“ eine Rechnungskopie übermittelt. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

In dem Verfahren klagte eine österreichische GmbH gegen das Bun-

deszentralamt für Steuern (BZSt) auf Vergütung der von ihr 2010 

gezahlten deutschen Umsatzsteuer. Ihrem elektronischen Vergü-

tungsantrag hatte sie eingescannte Rechnungskopien beigefügt. Das 

Bundeszentralamt für Steuern lehnte die Vergütung ab, weil innerhalb 

der Ausschlussfrist (30.09.2011) keine eingescannten Originalrech-

nungen vorgelegt worden seien.

Die hiergegen beim FG Köln erhobene Klage hatte Erfolg. Das Gericht 

vertritt insoweit die Auffassung, dass auch der Scan einer Rechnungs-

kopie die gesetzlichen Voraussetzungen einer beizufügenden „Kopie 

der Rechnung“ erfülle. Nach der Einführung des elektronischen Vor-

steuervergütungsverfahrens sei es nicht erforderlich, dass die einge-

scannte Originalrechnung übermittelt werde. Anders als beim frühe-

ren Papierverfahren komme eine Prüfung auf Authentizität und eine 

Entwertung der Rechnung nicht in Betracht.

Die Entscheidung erging laut FG Köln zum besonderen Vorsteuerver-

gütungsverfahren nach § 18 Absatz 9 Umsatzsteuergesetz in Verbin-

dung mit §§ 59ff. Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV). 

Auf diesem Weg könnten ausländische Unternehmer die Erstattung 

von Umsatzsteuer beantragen, die ihnen durch Unternehmen in 

Deutschland in Rechnung gestellt wurde. Für dieses Verfahren gölten 

besondere Förmlichkeiten. So müsse dem elektronischen Vorsteuer-

vergütungsantrag innerhalb einer nicht verlängerbaren Antragsfrist 

nach § 61 Absatz 2 Satz 3 UStDV die Rechnung in Kopie beigefügt 

werden. Erfolge dies nicht innerhalb der Antragsfrist, führe dies grund-

sätzlich zum Verlust des Vorsteuervergütungsanspruchs. § 61 Absatz 2 

Satz 3 UStDV sei jedoch mit Wirkung vom 31.12.2014 insoweit geän-

dert worden, als dass nunmehr eine „eingescannte Originalrechnung“ 

verlangt werde.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 20.01.2016, 2 K 2807/12

Nutzungsausfallentschädigung für bewegliches  
Betriebsvermögen ist immer Betriebseinnahme

Die Nutzungsausfallentschädigung für ein Wirtschaftsgut des Be-

triebsvermögens ist selbst dann im vollen Umfang Betriebseinnahme, 

wenn das Wirtschaftsgut teilweise auch privat genutzt wird. Das hat 

der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger, ein selbstständiger Versicherungsagent, hielt ein Fahrzeug 

im Betriebsvermögen, das er auch privat nutzte. Für einen Nutzungs-

ausfall aufgrund eines Unfalls erhielt er von der Versicherung des Un-

fallverursachers eine Entschädigung. Das Finanzamt behandelte diese 

uneingeschränkt als Betriebseinnahme. Der Kläger machte demgegen-

über geltend, dass der Unfall sich auf einer Privatfahrt ereignet habe 

und er außerdem für die Zeit des Nutzungsausfalls kein Ersatzfahrzeug 

angemietet, sondern Urlaub genommen habe.

Der BFH gab dem Finanzamt Recht. Bewegliche Wirtschaftsgüter seien 

selbst dann, wenn sie gemischt genutzt werden, ungeteilt entweder 

Betriebsvermögen oder Privatvermögen. Vereinnahme der Steuer-

pflichtige im Zusammenhang mit Schäden am Wirtschaftsgut Ersatz-

leistungen, richte sich die steuerliche Beurteilung nach der Zuordnung 

des Wirtschaftsguts. Das gelte unabhängig davon, bei welcher Gele-

genheit der Schaden entstanden ist und wie der Steuerpflichtige auf 

den Schaden reagiert.

Damit setzt der BFH eigenen Angaben zufolge die Rechtsprechung 

zu Schadenersatzleistungen fort, die als Ausgleich für Substanzver-

luste oder Substanzschäden vereinnahmt werden. Diese seien stets 

Betriebseinnahmen, wenn sie an die Stelle eines Wirtschaftsguts des 

Betriebsvermögens treten. Für den Verlust der Nutzungsmöglichkeit 

gelte nichts anderes. Auch der Gebrauchsvorteil eines Wirtschaftsguts 

sei ausschließlich dem Betrieb zuzuordnen, wenn das Wirtschaftsgut 

zum Betriebsvermögen gehört.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 27.01.2016, X R 2/14


